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Es muß wohl in den Genen lie-
gen: Wir Deutsche sind unan-
gefochten Absicherungs- und 

Versicherungsweltmeister. Ausgelassen 
wird kein noch so exotisches und skur-
riles Phantasiegebilde auf der nach oben 
off enen Skala tatsächlicher oder schlicht 
nur eingebildeter Lebensrisiken. Dabei 
erklärt sich der phänomenale Dauerer-
folg der hiesigen Versicherungsbranche 
sicherlich nicht daraus, daß dort verlok-
kend „Prämie“ heißt, was in Wahrheit 
ein schnöder Beitrag, eine vertraglich 
knallhart fi xierte Bringschuld des Ver-
sicherungsnehmers ist.

Ein Anschauungsbeispiel ist das Mil-
liardenspiel auf dem staatlich durchwirk-
ten und gelenkten Gesundheitsmarkt. 
Mit voller Kraft ringen dort Beteiligte 
und Nutznießer um die Riesengeldtöpfe 
– angeblich zum Wohle aller und des 
großen Ganzen. In der Praxis aber ent-
wickelt sich der Kampf zwischen Poli-
tik, Ärztelobby, Pharmaindustrie und 
Krankenkassen um das Großobjekt der 
Begierde nicht selten zum Nachteil der 
Versicherten. Um das jedoch möglichst 
geschickt zu tarnen, beteuern die wak-
keren Knappen immer wieder vollmun-
dig, wie sehr sie sich dem hehren Ziel 
durchgreifender Reformen verpfl ichtet 
fühlten. So gesehen geht es im Gesund-
heitswesen ähnlich zu wie auf einer an-
deren beliebten Spielwiese alter und neu-
er Sozialisten und Zentralisten: in der 
Bildungs- und Schulpolitik. Selbst die 
angestammt bürgerlichen Parteien sind 
längst infi ziert. Auch bei ihnen grassiert 
die Reformitis, geradezu zwanghaft.

Und wie nun verhält es sich mit den 
Krankenversicherten hier bei uns in 
Deutschland? Wie und von wem wird 
über sie entschieden? An welchen Leitli-
nien orientieren sich die Gesetzesmacher 

– außer zuvorderst an dem Zug zur gro-
ßen Zahl? Es geht munter voran, aller-
dings auf einer Einbahnstraße, die vielen 
völlig zu Recht als ungewisse Sackgasse 
erscheint. Von 216 auf derzeit noch 163 
ist die Zahl der Krankenkassen innerhalb 
von zwei Jahren geschrumpft.

Die neuen Zusatzbeiträge
bewirken Massen� uchten

Dramatisch und in bislang nicht 
gekannten Größenordnungen nutzen 
Hunderttausende Versicherte nach der 
Einführung von Zusatzbeiträgen ihr 
Sonderkündigungsrecht. Bereits mehr 
als 100.000 wechselten binnen kurzem 
zum Branchenführer Barmer GEK und 
sogar 340.000 zur Techniker Kranken-
kasse (TK). Auch Vereinigte IKK sowie 
IKK Classic und Knappschaft verzeich-
nen erhebliche Mitgliederzuwächse. 
Das bedeutet: Die Kassenlandschaft 
wird mächtig durchgeschüttelt und 
von Grund auf verändert. Als angeb-
lich alternativlose � erapie verordnen 
Politik, Ärzteverbände und eben die 

Krankenkassen sich und der weithin 
ohnmächtigen Versichertenschar ein 
Festival von Zusammenschlüssen, eine 
Fusionswelle, wie es sie hierzulande noch 
nie gegeben hat.

Beinahe wäre in der ersten Febru-
arwoche eine wahre Elefantenhochzeit 
geschlossen worden. Denn mit dann 
nahezu zehn Millionen Versicherten 
könnten sich die TK und die schon zu-
vor fusionierte KKH-Allianz schlagartig 
zum größten und einfl ußreichsten Kran-
kenversicherer Deutschlands aufschwin-
gen, sogar noch vor der Barmer GEK. 
Aus welchen Gründen dieser „Deal“ für 
wie lange und letztlich zu wessen fi nan-
ziellem Vorteil auf Eis gelegt worden ist, 
darüber geben nicht einmal die ebenso 
bunten wie vagen Spekulationen Auf-
schluß, die seit längerem rings um TK 
und Allianz ins Kraut schießen – und das 
gewiß auch mit Blick auf diverse sonstige 
Übernehmer- und Übernahmekandida-
ten, fi nanzstark die einen, angeschlagen 
bis marode die anderen.

Und schon gar nicht können sich die 
70,1 Millionen gesetzlich und die 8,8 

Millionen privat Krankenversicherten ei-
nen bündigen Vers darauf machen. Eines 
jedenfalls steht nach aller jahrzehntelan-
gen Erfahrung so oder so fest: Auch das 
Fusionskarussell, das sich künftig eher 
noch schneller drehen dürfte, wird die 
Kostenlawine auf dem Markt des noto-
risch kränkelnden Gesundheitswesens 
mit Sicherheit nicht bremsen oder gar 
stoppen können. Was jetzt droht, ist 
systembedingt, weil von der Politik so 
gewollt. Die gesetzlichen Beiträge wur-
den einheitlich „gedeckelt“ bei nun 15,6 
Prozent. Deshalb sind den Versicherern 
die Wege zu einer externen Aufbesserung 
ihrer Finanzlage versperrt.

Und sogar die Erhebung von einkom-
mensunabhängigen pauschalen Zusatz-
beiträgen erweist sich als kontraproduk-
tiv, weil unkalkulierbar viele Versicherte 
schon auf die bloße Ankündigung hin 
ruckartig mit Kündigung reagieren. Bis-
her konnten Krankenkassen in fi nanziell 
bedrohlicher Schiefl age eine mögliche 
Insolvenz beim aufsichtführenden Bun-
desversicherungsamt ordnungsgemäß 
rechtzeitig anmelden. Inzwischen jedoch 

haben mehrere führende Kassen wie 
etwa die Barmer GEK eine Größe und 
ein Geschäftsvolumen, die es unmöglich 
machen, ein solches Krankenversiche-
rungsunternehmen über ein herkömm-
liches Insolvenzverfahren „abzuwickeln“ 
oder zu sanieren, weil dessen Versicherte 
bzw. Mitglieder nicht ohne weiteres von 
anderen Kassen übernommen werden 
können. „Systemrelevant“ heißt das 
heutzutage im Bankensektor.

Branchenkenner warnen schon vor 
den off ensichtlichen Parallelen zum 
Bankenkrisensystem. Denn nirgendwo 
sonst, so Hans Unterhuber, Chef der 
Siemens-Betriebskrankenkasse, gebe es 
derzeit so viele (Not-)Fusionen wie bei 
den gesetzlichen Krankenkassen. Wenn 
Politiker aber beharrlich verkündeten, 
daß einige wenige Krankenversicherun-
gen künftighin vollauf genügten und 
Fusionen daher angeblich der allein rich-
tige Ausweg seien, dann hätten sie „nicht 
die dringend nötigen Lehren aus der 
jüngsten schwersten Wirtschafts- und 
Finanzkrise seit dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges gezogen“.

Trend zu immer größeren Krankenkassenfusionen: Keine Lehren aus der jüngsten Wirtschafts- und Finanzkrise gezogen?
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Zahl der Woche

Nahezu 4,2 Millionen der
8,8 Millionen in Deutsch-
land privat Krankenver-
sicherten waren 2009 
beihilfeberechtigte Beamte, 
Pensionäre bzw. deren 
Familienangehörige. Der 
Rest sind Selbständige und 
Freiberu� er sowie gutver-
dienende Arbeitnehmer.

(Quelle: PKV-Verband)
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Mehr Privatrechnungen 
bei Zahnarztbesuchen

KÖLN. Die Rechnungen nach der 
geltenden Gebührenordnung für 
Zahnärzte (GOZ) sind für die Ver-
sicherten der Privaten Krankenver-
sicherung (PKV) etwa 70 Prozent 
teurer als die vergleichbaren Posi-
tionen des Bewertungsmaßstabs 
(Bema) in der Gesetzlichen Kran-
kenversicherung (GKV). Dies ist 
das Ergebnis einer Analyse des 
Wissenschaftlichen Instituts der 
PKV (WIP). Eine durchschnitt-
liche Zahnarztpraxis habe 2007 
einen Umsatz von 462.000 Eu-
ro erzielt. „Im Jahr 2003 betrug 
der Anteil der Privatrechnungen 
am gesamten Umsatz noch 42,1 
Prozent, im Jahr 2007 waren es 
schon 48,1 Prozent. Somit sind 
die Einnahmen aus der Privatliqui-
dation nach GOZ deutlich stärker 
gestiegen als der Gesamtumsatz 
und auch stärker als der Reinerlös, 
der um elf Prozent gewachsen ist“, 
so das WIP.  Dieses höhere Kosten-
niveau betreff e inzwischen auch 
die 70,1 Millionen GKV-Mit-
glieder, denn diese müßten in-
zwischen den größten Teil ihrer 
Zahnarztleistungen selbst zahlen. 
„Über alle Neuversorgungen be-
trug der GOZ-Anteil am zahn-
ärztlichen Honorar im Jahr 2005 
62,1 Prozent, der Bema-Anteil 
nur noch 37,9 Prozent“, heißt es 
in der WIP-Analyse. Die von der 
Bundesregierung geplante GOZ-
Novelle betriff t daher PKV- und 
GKV-Versicherte. (fi s)

 www.wip-pkv.de/veroe� entlichungen

Patientenberatung auf 
türkisch und russisch 

KÖLN. Das von Ursula von der 
Leyen (CDU) geführte Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Soziales 
hat im Februar ein neues Projekt 
für türkisch- und russischsprachige 
Zuwanderer in Deutschland ge-
startet. Danach kann sich dieser 
Personenkreis über seine Rech-
te und Pfl ichten im Krankheits-
fall nun kostenlos telefonisch in 
der Heimatsprache beraten las-
sen. Auch die Verwandten der in 
Deutschland lebenden Türken, die 
wegen des deutsch-türkischen So-
zialversicherungsabkommens von 
1964 mitversichert sind, können 
sich nun dort beraten lassen. Die 
kostenlose Telefonnummer 0800 
/ 011 77 22 stand bislang nur in 
deutscher Sprache zur Verfügung. 
Das Beratungstelefon wird von der 
gemeinnützigen Unabhängigen 
Patientenberatung Deutschland 
(UPD) in Berlin betrieben. (fi s)

Barmherzige Radikalkur
Wirtschaftsliteratur: Libertäre Plädoyers für die Entpolitisierung der Gesundheitsversorgung und gegen die staatliche Industrialisierung der Medizin

CHRISTIAN DORN

Die aktuellen Meldungen aus dem 
Gesundheitssystem scheinen Sym-

ptome dafür zu sein, daß es „nicht in 
einzelnen Details fehlerhaft“ ist, „son-
dern in seinen grundlegenden Struktur-
prinzipien“, wie der libertäre Rechts-
anwalt Carlos Gebauer formuliert, der 
einem breiteren Publikum durch seine 
Mitwirkung an der RTL-Reihe „Das 
Strafgericht“ bekannt ist. Der Grund 
dafür sei der staatliche Ein- oder bes-
ser Zugriff : Gesetzliche, administrative 
und behördliche Maßnahmen, die den 
Grenzbereich von individuellem Leben 
einer- und allgemeinen öff entlichen In-
teressen andererseits zu regeln versuchen, 
verhinderten a priori die Effi  zienz der 
tatsächlich benötigten medizinischen 
Versorgungsmaßnahmen, so Gebauer.

Damit verknüpft seien ungeklärte 
rechtsethische Fragen. Schließlich ver-
körpere das System der Gesetzlichen 

Krankenversicherung (GKV) über-
haupt keine klassische Versicherung, 
sondern bloß „eine weitere lohn- und 
einkommensabhängige Sondersteuer“. 
Überdies befördere es einen Prozeß, der 
Grundrechte wie das der zivilrechtlichen 
Vertragsfreiheit ausheble. Nebenher 
zeigt Gebauer auf, daß es dem System 
inhärent sei, eine nicht endende Kette 
von Kontrollbehörden zu produzieren: 
Den Medizinischen Dienst der Kran-
kenkassen (MDK), den Gemeinsamen 
Bundesausschuß (GemBA) oder das 
Institut für Qualität und Wirtschaft-
lichkeit im Gesundheitswesen (InQu-
alWiG), welches wiederum externe 

Sachverständige beauftragt und dessen 
Finanzierungsbedarf der GemBA auto-
nom festlegen darf – „fi nanziert durch 
Zuschläge zu jedem Krankenhausaufent-
halt sowie durch die gezielte Verteuerung 
vertrags(zahn)ärztlicher Leistungen“. 

Als geradezu ein Menetekel betrachtet 
Gebauer daher auch das Fünfte Sozialge-
setzbuch (SGB V), laut dessen Prämisse 
die GKV-Kassen verantwortlich seien 
für die Gesundheit des Versicherten. 
Dadurch werde dieser jedoch „entmün-
digt“. Ob dies ein „Gesundheits-Aff ront“ 
ist, wie der Buchtitel nahelegt, ist eine 
Defi nitionsfrage. Keine Frage dagegen 
ist, daß der bürokratische Dschungel 
mit dem alltäglichen Gebrauch von 
Sprachmonstren wie „Gesundheitsre-
form“ beginnt. Entsprechend fragt Ge-
bauer lakonisch: „Läßt sich Gesundheit 
überhaupt reformieren?“ Beinahe ge-
setzmäßig, so sein Fazit, käme mit jeder 
neuen Regierung mindestens eine neue 
„Gesundheitsreform-Reform“, durch die 
kaum etwas besser, aber vieles schlechter 

und teurer werde. Beispielhaft hierfür ist 
das vom Autor angeführte Klempner-
Beispiel: „Angenommen, bei Ihnen zu 
Hause hätte im Jahre 1975 (dem Zeit-
punkt der letzten wirklich grundlegen-
den Reform im Gesundheitswesen) ein 
Wasserhahn das Tropfen begonnen; wie 
lange (und wie oft) hätten Sie wohl die 
– nach mehrfach scheiternden Repara-
turversuchen – augenscheinlich abdich-
tungsunfähigen Klempner immer ein 
und derselben Firma wieder bestellt (und 
bezahlt)? Einen Monat? Ein Jahr? Fünf? 
Zehn, zwanzig, dreißig Jahre?“

Zwangskollektivierung im 
gesetzlichen Kassensystem

Fragwürdige Vergleiche nicht scheu-
end, versucht Gebauer denn auch die 
Zwangskollektivierung im GKV-System 
mit dem Beispiel eines Edeka-Marktes 
zu verdeutlichen, dessen Leiter eines 
Tages beschließt, den Aufwand der 
Kassiererinnen einzusparen. Statt des-

sen zahlen die Kunden bei Eintritt des 
Marktes nur noch eine Pauschale nach 
dem Maßstab der eigenen persönlichen 
Leistungsfähigkeit und bedienen sich 
anschließend nach Belieben. Daß dieses 
Modell nicht funktionieren kann, dürfte 
jedem klar sein.

In seinem Text „Lenin und der Kas-
senarzt“ zeigt Gebauer amüsante Paral-
lelen zwischen dem deutschen Sachlei-
stungssystem in der GKV und der Idee 
des sowjetischen Revolutionsführers auf, 
das Geld abzuschaff en und alle Güter 
nur noch einzusammeln und neu zu 
verteilen. Als Alternative plädiert Ge-
bauer für die menschheitsgeschichtlich 
bewährten sozialen Funktionstechniken 
des Tausches und der Barmherzigkeit. 
Daß Gebauers Vorschläge keine Uto-
pien sind, beweisen jene bayrischen 
Kassenärzte, die Ende 2010 mit einem 
solidarischen GKV-Zulassungsverzicht 
drohten – genau so, wie Gebauer es in 
einer seiner hier abgedruckten Reden zur 
Gesundheitspolitik empfi ehlt.

Carlos Gebauer: 
Der Gesundheits-
a� ront. Licht-
schlag-Verlag, Gre-
venbroich 2010, 
189 Seiten, gebun-
den, 19,90 Euro.

Gefährlicher Größenwahn
Gesetzliche Krankenversicherung: Die fusionierten Großkassen entwickeln sich zu systemischen Risiken / Parallelen zum Bankensektor


